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Entwicklungspolitik der Sackgasse?

Am September haben in Tokio die multilateralen Handelsgespräche der AT
Runde (General Agreement Tarıfis Ahal Trade) begonnen. 4St ZAAR yleichen Termıin,

September, wurde in Nairobi die Jahrestagung des Internationalen Währungs-
fonds eröftnet. Die Kommentare über diese beiden Konterenzen tun 5 als
handle sıch routinemäßige Gespräche über Probleme VO  . Experten und Fach-
leuten der Fiınanz- und Wirtschaftswelt. In Wirklichkeit aber geht den Versuch
einer Parallelität VO  e Handels- un: Währungsgesprächen und i1ne NECUEC Ordnung
aller Lebensverhältnisse auf Weltebene, nıcht 1Ur Vereinbarungen oder SAl
einen Verzicht der reichen Länder auf einen Teil ihres berflusses. Eigentlich veht
darum, 1n dem mühsam und bisher fast erfolglosen Prozefß, die sSogenannfen Entwick-
Jungsländer in ıne 1ECEUEC internationale Ordnung einzubauen, einen Schritt weıterzu-
kommen. Es ware fatal, die Handelsgespräche aut die technologische Ebene herunterzu-
spielen und vVErSCSCNH, da{(ß das Problem eıiner „unterentwickelten 1t“ geht

Die biıtteren Erfahrungen der ersten Entwicklungsdekade der Vereinten Nationen
und der Verlauftf und die Ergebnisse der drıtten Konterenz der Vereinten Natıonen
für Handel und Entwicklung 1n Santıago de Chile) haben mi1t aller Deutlichkeit
gezelgt, da{flß das Problem der Handelsbeziehungen 7zwischen Entwicklungsländern und
Industrieländern nıcht NUr eın Problem der SOgENANNTLEN „Dritten Welt“ 1St, sondern
die soz71ale Frage der Gegenwart darstellt, die als wachsender Nord-Süd-Konflikt SGT

ZESAMLTE Welt und alle 1n ıhr lebenden Menschen betrifit. WAar sınd WIr ımmer noch g..
ne1gt, die n Breite und Schärfe dieses Weltproblems verharmlosen, aber spate-

seit der Veröffentlichung der „großen Programme” und Pläne ZUr Entwicklungs-
dekade O1 sollten WIr WwIissen, dafß mi1t „kleinen Schritten“ und mMi1t eiınem
Abschieben der Verantwortung autf jene „Dritte Welt“ nıcht 1St. Auch Entwick-
Jungshilfe genugt nıcht, W CIIl S1e nıcht in den Rahmen eıner internationalen Entwick-
lungspolitik gestellt wird, die auf einem möglıchst breiten ONsens der Nationen und
Menschen aufbaut, welcher letztlich, oll eftektiv un beständig se1n, in einem soli-
darischen Verantwortungsbewußtsein aller Menschen für den Aufbau einer gerechten
und friedlichen Welt verwurzelt seıin muß Das Problem der „unterentwickelten 1 än=
der“ 1St nıcht 1LLUTr ein Problem der „unterentwickelten Welt“, sondern letztlich und
Nau esehen eın Problem „unterentwickelter Menschen“ uUuLNserIrer Welt Dies zeigt sıch
bereits be1 jenem Dilemma der Entwicklungspolitik, das mi1t der Definition ihrer 7iel-
SETZUNZEN beginnt, Ww1e s1e VO  } ‚Nehmer“- und „Geber“-Ländern und internationalen
Organısationen formuliert werden.
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Die Charta der Vereinten Natıonen (1945) enthielt die entwicklungspolitische Ziel-
SETZUNg: durch Fortschritt und Entwicklung auf wırtschaftlichem und soz1alem Gebiet
sollen die Voraussetzungen für Stabilität und Wohlstand 1ın der Welt geschaffen und
eın menschenwürdiges Mindestmaß Lebensstandard gesichert werden. Die Anwen-
dung solcher unverbindlicher und allgemeiner Forderungen autf die nationalstaatliche
Politik erwıes sich VOT allem dort als schwieri1g, die Verwirklichung eigener Inter-

gefährdet schien. In der Folge die natiıonalstaatlichen Zielsetzungen der
Entwicklungspolitik 1ne Fortschreibung eigener Ziele und Ideologien der NN-
ten „Geber“-Länder. Da{iß die vordergründigen Eıgeninteressen 1n der Zwischenzeit
mehr und mehr zurückgestellt werden, bedeutet noch nıcht, dafß Entwicklungspolitik
als „Investition 1ın ıne gemeınsame Zukunft . 1n Partnerschaft“ Eppler) VO  -

Industrie- und Entwicklungsländern aufgefalßt wiırd. Die für die Zukunft entscheidende
Frage lautet: Werden die Industrieländer die praktischen Implikationen Aaus der VO  -

ihnen selbst anerkannten Notwendigkeit einer wıirksamen Berücksichtigung der Forde-
LUNSCH der Dritten Welrt 1n ihrer eigenen Wıirtschafts- un Strukturpolitik 7z1ehen
bereit und in der Lage se1n, oder wırd be] offiziellen Lippenbekenntnissen bleiben?
Das 1St auch die rage der GATT-Gespräche.

Wırtschaftswachstum und soziale Gerechtigkeit

Die Forderungen der Entwicklungsländer, W1e S1e katalogartig VO  - der zweıten
Konferenz der „Gruppe der 99« auf Minıiısterebene (Lima erhoben worden sind,
eziehen sıch in der Hauptsache auf ZWel Kategorıien: Erstens handelt sıch den
Anspruch der Entwicklungsländer auf ine präferenzielle Behandlung ihrer Waren beim
Zugang den Märkten der Industriestaaten, und zweıtens 1sSt die Forderung nach
eiıner kontinuierlichen Kapitalhilfe, die bıs 1975 möglichst 19/0 des Bruttosozialpro-
dukts der einzelnen Geberländer erreichen und 709/0 AaUus öftentlichen Miıtteln be-
stehen soll Diese Forderungen nach Kapıtal- und Handelshilfe lassen sıch dadurch
begründen, daß für die Reduzierung der Beseitigung des chronischen Kapiıtal- und
Devısenmangels der Entwicklungsländer 1Ur Wel Wege o1bt Kapıtal-Transfer und
Erhöhung der Exporterlöse. Entwicklungspolitische Mafnahmen, die auf diese beiden
Ziele ausgerichtet sind, sollen die Ausgangslage verändern helfen, die allgemein als
unbefriedigend angesehen wiırd.

Im Jahr 1969 lag das Pro-Kopf-Einkommen 1mM Durchschnitt aller Entwicklungs-
länder be] 190 US-Dollar Pro Jahr Es schwankte zwıschen 1706 US-Dollar in Asıen
und 380 US-Dollar 1n Lateinamerika. ber innerhal der Entwicklungsländer sind die
Einkommensunterschiede noch orößer. Auf der Welthandelskonferenz in Santıago de
Chile hat McNamara, Präsident der Weltbank, ıne Analyse vorgelegt, der ent-
nehmen ISt, W1e sıch in einzelnen Ländern 1mM Jahrzehnt die Lebensverhält-
nısse verbessert haben In den armsten Ländern, die ein Bruttosozialprodukt pro Kopf
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700 US-Dollar aufweısen, st1eg das Pro-Kopf-Einkommen 1LLUFL 15 0/9 Je Jahr;
autf diese Gruppe VO  ’ Ländern enttallen 7Wel Drittel der Bevölkerung der Entwick-
lungsländer. In den Staaten mMi1t 2700500 US-Dollar Brutto-Sozialprodukt PTITO Kopf,
e1in Fünttel Anteil der Bevölkerung, st1eg das Pro-Kopf-Einkommen 20 0/9 Je
Jahr In den Ländern M1t über 0Ö US-Dollar Brutto-Sozialprodukt PTro Kopf (ein
Zehntel Bevölkerungsanteil) lag iıne Zunahme VO  e 4,2 0/9 Je Jahr VOLr In den Ol-Aus-
fuhrländern, die 4 0/9 der Bevölkerung der Entwicklungsländer umfassen, lag diese
Steigerungsrate bei D: 0/9 Je Jahr

Aus diesen Zahlen lassen sıch ein1ıge wichtige Einsichten ableiten. ine realistische
Entwicklungspolitik MUu sıch der Lage der über A armsten Staaten bewulfit
seıin und diese mit gyezielten Mafßnahmen angehen. hne tiefgreiftende Strukturände-
runsech 1n den wenıger entwickelten Ländern werden sıch die Unterschiede 1n Zukunft
noch verschärten. Anpassungsprozesse werden sıch angesichts der gegebenen usgangs-
Jage nach der posıtıven und nach der negatıven Rıchtung kumulatıv beschleunigen
Gunnar Myrdal). Entwicklungspolitik kann nıcht mehr als einfacher „Aufholprozefß“
in absoluten Größenordnungen des Wirtschaftswachstums 1Vergleich den Industrie-
ändern verstanden werden. Das Aufholen des quantıtatıven Wirtschaftswachstums 1St
ZUrFrF Erfolglosigkeit verurteilt. ohe Raten des Wirtschaftswachstums verbürgen keines-
W C5S, daß auch soz1ale Fortschritte erreicht werden. Quantıitative Überlegungen mussen
daher durch qualitative erganzt werden. Wirtschaftswachstum un: sozıale Gerechtigkeıit
erscheinen gleichrangıg 1n der wirtschaftspolitischen Konzeption der Entwicklungs-
länder

Ob sıch ıne solche Gleichrangigkeit auch 1n den Industrieländern durchzusetzen VeeI=

INAas auf nationaler und auf ınternationaler Ebene? Blickt 19883  } auf das vVvErgansSChNC
Jahrzehnt zurück, annn INan sıch des FEindrucks nıcht erwehren, dafß die Kurzsichtig-
eıt kollektiven Egzo1smus stärker WTr als die sozjale Verantwortung der „entwickel-
ten  “* Menschen un: ihrer Regierungen. Die Nettoleistungen der westlichen
Industrieländer, die 85 0/9 der Kapitalhilfe aufbringen, gingen VO  e} einem
Anteıl VO  w} 0,89 0/9 Brutto-Sozialprodukt 1m Jahr 1960 auf einen Anteil VO  3 0,80 0/9
1m Jahr 1970 7zurück. Der Nettobetrag der öffentlichen Entwicklungshilfe
fiel 1m yleichen Zeitraum [03°42B VO  e} 072 0/9 auf 0,34 0/9 des Brutto-Sozialprodukts diıeser
Ländergruppe. Und 1St nach Hochrechnungen der Weltbank damıiıt rechnen, daß
siıch diesem Nıveau der öftentlichen Entwicklungshilfe bıs 1975 NUr wen1g oder über-
haupt nıchts äandern wiırd. Dabe; würden 159 0/9 des Zuwachses der Einkommen 1in den
Industrieländern 1n diesem Jahrzehnt genugen, das aufgestellte Ziel VO  ; 0,7 %0
Brutto-Sozialprodukt öftentlicher Hilfe erreichen. Gleichzeitig sind seit 1955 die
Ööftentlich garantıerten Schulden der Entwicklungsländer und deren Schuldendienst-
zahlungen jährlich 149/0 gestiegen und betrugen Ende 1971 ınsgesamt über 60 Mil-
ı1arden US-Dollar: die Export-Erlöse, Aaus denen der Schuldendienst geleistet werden
muß, sind 1Ur eLtw2 halb stark vestiegen. Aus diesem Engpafßs führt 1LUFr eine erheb-
ıche Erweıiterung der Handelshilte.
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Wenn die durchschnittliche jährliche Wachstumsrate des Brutto-Sozialprodukts der
Entwicklungsländer y]lobal wenı1gstens 69/0 betragen soll, sind jJäahrliche Steigerungs-

der Importe un Exporte 79/0 erforderlich. Das bedeutet, da die Entwick-
lungsländer den Ausbau iıhrer Wıirtschaftsstruktur 1in zunehmendem Ma{ iın den sech-
zıger Jahren wurden bereits tüntf Sechstel der Investitionen AaUuS$ eigenen Ersparnıssen
Ainanzıert der Aufnahmefähigkeit des Weltmarkts, iınsbesondere der W eSt-

lıchen Industrieländer einerseıits un: der Nutzung ihrer komparativen Kostenvor-
teile andererseıts Orlıentieren mussen. In den etzten z W el Jahrzehnten nahm jedoch der
Anteil der Entwicklungsländer Welthandel VO  } knapp einem Drittel auf 18 9/0 ab
Die Austauschrelationen (als Verhältniszahl VO  w Export- Importpreisen stiegen bis
1971 100) für die Entwicklungsländer 1LLUT 11 0/0, für die Industrieländer
dagegen 199/0 Die Entwicklungsländer mufßÖten also mengenmäßig mehr CXAPOI-
tıeren, die yleichen Exporterlöse für den Aufbau ihrer Volkswirtschaft erhalten.
Mıt anderen Worten: die Verminderung der Ausfuhrerlöse durch diese Preisentwicklung
auf den Weltmärkten entsprach eLWwWw2 einem Drittel der öffentlichen Entwicklungshilfe
der westlichen Industrieländer.

Wenn ILal die Exporte der Entwicklungsländer aufgliedert, zeigen sıch die Schwieri1g-
keiten, die Ausfuhrerlöse nachhaltig steigern. und ein Drittel der („esamtexporte
entfällt autf Erdöl; aber 1LLUTL: sehr wenıge Entwicklungsländer haben davon einen Vor-
teıl. Be1 landwirtschaftlichen un gewerblichen Rohstoffen sınd die Chancen sehr
nng. Be]l Agrarprodukten 1St weıterhin mMIiIt einer geringen Einkommenselastizität der
Nachfrage nach diesen CGütern rechnen. Dazu kommen strukturelle berschüsse und
die damıt verbundenen handelspolitischen Zugangssperren der Industrieländer. ine
Expansıon des Handels mıt industriellen Rohstoffen stöfßt auf ıne zunehmende Sub-
st1tution durch synthetische Materialen. Der wesentliche Beıitrag, die Ausfuhrerlöse
der Entwicklungsländer steıgern, mu{ daher VO  } den Industrieexporten
werden. In der internationalen Strategıie der Vereinten Nationen für die Zzweıte Ent-
wicklungsdekade sind Steigerungsraten VO  w 15 9/0 Je Jahr vorgesehen. Das bedeutet:
die Industrieexporte der Entwicklungsländer müßten bis Ende dieses Jahrzehnts auf
das Vierfache des Werts VO  3 1970; nämlıch auf Milliarden US-Dollar ansteigen.

Offnung der Märkte

Es stellt sich die Frage, ob die Industrieländer bereıt sein werden, ıhre Märkte 1n
diesem Umfang öffnen. Bereıts auf der ersten Welthandelskonferenz 1n Genf)
haben die Entwicklungsländer gefordert, dafß Importe VO  3 alb- und Fertigwaren Aaus

der Drıitten Welt präferenziell behandeln sind. Auf der Zzweıten Welthandelskon-
ferenz 1in New Delhi) wurde dann diese Forderung nach einem allgemeinen
System nıcht-rezıproker und nicht-diskriminierender Zollpräferenzen als prinzıpiell
berechtigt anerkannt. Angesichts der erheblichen und vielfältigen Wettbewerbsvorteıile,
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die die Industrieländer innerhal der internationalen Wirtschaftsbeziehungen haben,
erscheint 1ne solche Vorzugsbehandlung der Dritten Welt durch die Industrieländer
un Ausgleich dieser ungleichen Wettbewerbssituation nıcht NUr vertretbar, sondern 1im
Sınn des Prinzıps materieller Gleichbehandlung SO< als gveboten. Angefangen VO  w der
EW Juli haben ınzwiıschen alle wichtigen Industrieländer mi1t Ausnahme
der USA das Präterenzsystem eingeführt. Allerdings unterscheiden sıch die Regelun-
SC 1m einzelnen erheblich. Ile ziehen tür alb- und Fertigfabrikate grundsätzlich
ıne einseıit1ge Zollaussetzung ZUgZUNSICH der Drıitten Welt VOI, schränken jedoch prak-
tisch diıesen Grundsatz durch Ausnahmeregelungen oder Plafondierungen oder adminıi-
stratıve Vorschriften sSOWeIlt e1ın, dafß eine ernsthafte Gefährdung des Absatzes der
Binnenproduktion nıcht befürchten 1St. In besonderer Weıse oilt dies für veredelte
Agrarprodukte, Textilien, Lederwaren und Erdölprodukte.

Nach kurzer eıt kann Nan noch kein endgültiges Urteil über die Wirksamkeit dieser
Präferenzregelungen Aällen, jedoch äflßt sich schon heute SCNH, daß eın wirksames DPra-

ferenzsystem VO  = einer Reihe VO  e} Bedingungen abhängt, die noch nıcht gegeben sind.
Das Präferenzsystem oll dazu dienen, dıe Produktion VON alb- und Fertigerzeug-
nıssen der Entwicklungsländer 1ın zunehmendem Ma{ aufzubauen und diese aut dem
Weltmarkt konkurrenzfähig machen. Dabej MUu Man davon ausgehen, da{fß die Ent-
wicklungsländer bestimmte vergleichsweise zünstiıge Standortbedingungen besitzen, die
sıch VOT allem in relatıv hohen Vorräten agrarischen und industriellen Rohstoften
und in einer vergleichsweise reichlichen Ausstattung mMi1t wen1g qualifizierten Arbeits-
kräften geringen Löhnen zeıgen. Im Sınn einer weltweiten Arbeıitsteilung aut der
Basıs komparatıver Standortvorteile wiıird die Zukunft der Entwicklungsländer hın-
sichtlich ihrer notwendigen Deviseneinnahmen VOT allem be] Produkten m1t relatıv roh-
stoft- und arbeitsintensiver Herstellungsweıise suchen se1n. In der Tat konnten die
Entwicklungsländer 1n solchen Industriebranchen ihre Positionen als Importeure für
die Bundesrepublik Deutschland deutlich verbessern: 1n der Holzbearbeitung, der
Elektrotechnik, 1 Bereich der Spielwaren, der port- und Musikinstrumente, 1n der
Ledererzeugung und Lederverarbeitung SOWI1e 1n der Schuhindustrie, Textilindustrie
und Bekleidungsindustrie.

Wiährend diese arbeitsiıntensıven Verbrauchsgüterindustrien als Devisenquelle der
Dritten Welt Bedeutung gewıinnen, nımmt nach dem Gebrauchszolltarıit der Bundes-
republık un auch der EW die nominale Zollbelastung mı1ıt dem rad der Verarbei-
Cung ZuU. Dadurch erhöht siıch der eftektive Zollschutz gerade für solche Industriepro-
dukte, die für den Export der Entwicklungsländer aut Grund ıhrer Faktorausstattung
VO  - besonderer Bedeutung sind. Hınzu kommen außerdem die zahlreichen nıcht-tarıtä-
ren Einfuhrerschwernisse. Gerade die Sıtuation aut dem Agrarmarkt fast aller Indu-
strieländer legt den Schluß nahe, da{ß die Industrieländer iıhrer eigenen Wıirtschaft den
höchsten Schutz VOT Auslandskonkurrenz gerade 1in jenen Bereichen gewähren, dıe für
die Verwirklichung der standortbedingten Kostenvorteile der Entwicklungsländer 1mM
internationalen Handel und damıiıt für die Verringerung ihrer Devisenlücke VO  e’ beson-
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derer Bedeutung sınd Die Forderung nach Öffnung der Märkte gegenüber den
Entwicklungsländern wird daraus unmiıttelbar einsichtig Der Hınweıs darauf da{fß die
bereits erwähnte Vervierfachung des Angebots Industriewaren durch die Importe
der Entwicklungsländer 1n Gefährdung uNnsecIer Arbeitsplätze darstelle, siınd dahin-
gehend korrigieren, dafß diese Einfuhren be] der gENANNTEN Zielsetzung 1Ur 1%/0 des
Brutto Sozilalprodukts der Industrieländer oder 790 der Einfuhren aller Industriegüter
ausmachen würden

Partnerschaft und Gleichberechtigung

Es 1ST nıcht übersehen, da{ß Entwicklungspolitik und Entwicklungshilfe durch
Interessenkonflikte belastet siınd Vor diesem Hıntergrund mu{fß INan die Forderungen
apst Pauls VI sehen „ Wır INuSsen erreichen, dafß 1Ne wirksamer werdende
weltweite Solidarität allen Völkern erlaubt ıhr Geschick selbst die and neh-
inNnen Die Vergangenheıit WTr oft VO  e den Gewalttaten der Völker vyegeneinander
gyekennzeichnet Möge der Tag kommen dem die internationalen Beziehungen VO  e

gegense1ltiger Achtung und Freundschaft gepragt sind VO  ; SESHENSEILLZCF Zusammen-
arbeit VO  w} SCMEINSAIMEIN Aufstieg, für den siıch jedes olk verantwortlich fühlt Die
JUNSCH und schwächeren Natıonen ordern ihren aktiven Anteil Autfbau bes-

Welt der die Rechte und die Berufung jeden mehr yeachtet werden Dieses
Verlangen 1ST berechtigt jeder mMu: hören un ıhm entsprechen Die Welt 1ST krank
Das bel lıegt jedoch WECNLSCI daran, daß das natürlıche Potential oder dafß
CIN1SC WEN1ISC alles abschöpfen Es liegt Mangel brüderlichen (Gelistes den Men-
schen un: den Völkern (Populorum Progress10o, Nr 65/66)

Eın oftensichtliches 5Symptom dieser Krankheit uUuNseTeEeT Welt 1ST die luft zwischen
Anspruch und Wirklichkeit des polıtischen Wıillens dies ezieht sıch sowohl auf j801>

erfolgversprechende Politik der Entwicklungsländer wirtschaftlichen und
soz1alen Wandel Innern als auch auf die luft 7zwischen prinzıpieller Anerkennung
un praktischer Verwirklichung der Forderungen der Dritten Welt durch die Politik
der Industrieländer Diese Wiıdersprüche INUuSSsSCI überwunden werden Im Hınblick auf
das Verhältnis zwischen Industrieländern un Entwicklungsländern annn das 11UTr hei-
ßen, da{fß jH01= Reihe ethischer Forderungen anerkannt und verwirklicht werden INussen

„Partnerschaft“ der Weltwirtschaft I'ST siıcher die oberste Wertprämıie, die Zusam-
menhang MI1 Neuordnung der internationalen Arbeıitsteilung Au  en ISTE
VO  e} ıhr lassen sıch weıfere ableiten.

Partnerschaft wirtschaftliche Gleichberechtigung. Das wachsende SCRSENSCILISE
Abhängigkeitsverhältnis der Völker macht Ungleichheiten unerträglich Der freie Aus-
tausch VO  53 (Gütern 1ST 1LLUTLT dann recht und bıllıg, WenNn den Forderungen der soz1alen
Gerechtigkeit unterliegt I WEeNN „WEN1ISStENS 1Ne SCWI1SSEC Gleichheit der Chancen
esteht (vgl Populorum Progressı1o, Nr 59 und 61) Der wissenschaftliche un: tech-
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nische Fortschritt hat den „Anspruch“ auf Gleichheit und Mitbestimmung Ausdrucks-
formen menschlicher Würde und Freiheit werden lassen. In der Dimension der inter-
nationalen Verflechtungen un Verpflichtungen 1St Partnerschaft 1n Unabhängigkeit
un: Partızıpatıon wichtigstes Element des Anspruchs auf Entwicklung und des Rechts
auft Fortschritt (vgl Bischofssynode: Dıie Gerechtigkeit 1n der Welt, Teıl) „Die
Gleichberechtigung der Entwicklungsländer 1n internationalen Organısationen und 1mM
Welthandel 1St ZWAar formal,;, aber SCh iıhrer wirtschaftlichen un politischen Unter-
legenheit aktisch nıcht vegeben. Dadurch gerat die Idee der Partnerschaft 1n Miıf(-
kredit“ (Erklärung der Kirchen 1n der BR  S ZUr I11 Konterenz der Vereinten Natıonen
für Handel und Entwicklung, Aprıl 1972 Nr

Von der Wertprämisse Partnerschaft lassen sıch ine Reihe VO  w} Zielvorstellungen für
die Entwicklungspolitik ableiten:

Jedes Land hat das Recht, über seine natürlichen Ressourcen sOuveran verfügen
und 1 Rahmen der jeweıls gewählten Wirtschaftsordnung den Entwicklungsweg selhst

bestimmen.
Entwicklungsländer sollen gleichberechtigt allen Konsultationen un: Entschei-

dungen, die ıne Reform des internationalen Währungs- un Handelssystems betreften,
beteiligt se1in.

Der Autbau einer rationaleren internationalen Arbeitsteilung sollte VO  } struktu-
rellen Anpassungen 1n den Industrieländern werden, die Entwicklungs-
länder 1n die Lage versetzen, ıhre Volkswirtschaftten diversifizieren, den Markt-
ZUgang ihrer Exportprodukte erleichtern und auf diese Weıse ıhr wirtschaftliches
Wachstum beschleunigen. Zu diesem Z weck sollten die Industrieländer spezielle AnN-
PAaSSsuNgSPTrOgSTammMmMe annehmen un: durchführen, die ıne antizıpatorische Anpassung
ihrer Produktionsstrukturen einschließen.

Die Industrieländer sollten das Prinzıp des Stillhaltens 1n tarıtären und nıcht-
tarıfären Angelegenheiten strikt beachten, den Entwicklungsländern Handelskonzes-
s1ionen ausschließlich auf der Basıs der Nichtgegenseitigkeit einräumen un Präterenzen
gewähren.

Dıie diesjährige GATT-Tagung wird vermutlich zeıgen, 1inWw1eweıt ein gemeinsames
Vorgehen der Industrieländer 1n diesen Fragen und damıit baldige Fortschritte 1n Rich-
tung auf ıne wirksamere Handelshilfe der Dritten Welt sind. Manche
sehen 1n der Bewältigung dieses Problems, ob die Industrieländer die praktischen Impli-
katıonen Aaus der VO iıhnen cselbst anerkannten Notwendigkeit einer wirksamen Berück-
sichtigung der Forderungen der Dritten Welt 1n ihrer eigenen Wirtschafts- und Fınanz-
politik ziehen bereit sein werden, geradezu den Testfall für die Leistungsfähigkeit
und für die Überlebensfähigkeit uUuNsSeCTrCS polıtischen und wirtschaftlichen Systems Sol]
Entwicklungspolitik A4US$ der Sackgasse, 1n die S1e geraten iSt, wieder herausfinden,
mu{ die ZESAMLE Problematik der Dritten Welt um Problem der nationalstaatlichen
Wirtschaftspolitik der Industrieländer erhoben werden.

Entwicklungspolitik kann nıcht instrumental, wI1ie dies bisher oft gyeschehen 1St, für die
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Teilbereiche Agrarpolitik, Wirtschaftspolitik oder Beschäftigungspolitik eingesetzt WOI-

den Um die Jahrhundertwende werden zwischen und Milliarden Menschen auf der
Welr leben: ohne Abnahme der Geburtenraten würden [03°42 8 FD Miılliarden se1nN.
Aast vier Fünftel dieser Bevölkerung werden dann 1n den Entwicklungsländern leben,
gegenüber heute also 2,3mal mehr. hne grundlegende Änderung der Wirtschafts- und
Gesellschaftsstrukturen 1n den Entwicklungsländern wırd diesem Zeitpunkt 1ne
unvorstellbare Arbeitslosigkeit und Verstädterung 1n der Dritten Welt vorliegen. SO
gesehen, wırd Entwicklungspolitik Bestandteil einer umtassend un langfristig ANSC-
legten Friedenspolitik se1n, die ökonomisch abzusichern 1st un: 1n 1ne internationale
Strategıie eingeordnet werden mu

Wenn INa  =) die rage stellt, WAds die Regierungen der westlichen Industriestaaten
einer konsequenten Politik der Handelshilfe für die Dritte Welt hindert, 1St zunächst

die nıcht unerheblichen Beschränkungen denken, die der Parteienwettbewerhbh dem
Entscheidungsverhalten einer iıhrem Bestand interessierten Regierung auterlegt.
Diese Beschränkungen siınd VOTr allem darauf zurückzuführen, dafß die Wähler sıch bej
der Abgabe ıhrer Stimme 7Ziel einer Maxımierung iıhres Nutzeneinkommens Orıen-
tieren. Der Wähler reagıert erheblich sensibler als Einkommensbezieher 1m Vergleich
seiner Rolle als Konsument. Außerdem sınd Produzenteninteressen besser organısıert
als Konsumenteninteressen. Deshalb wırd 1ne yvewählte Regierung 1 Zweıifelsfall dazu
neigen, ine geringe Belastung aller oder der Mehrheit der Konsumenten dem Rısıko
spürbarer Einkommenseinbußen einer Minderheit vorzuziıehen. Die oben erwähnte
zollpolitische Diskriminierung der Erzeugnisse AUS Entwicklungsländern äßt sıch plau-
sıbel alıs Resultat dieses Verhaltensmusters deuten. uch die besondere Struktur der
neuerlich eingeführten Präferenzregelungen und Vorbehaltsklauseln erklären sich aus
dieser Strategie der Risıkominimierung. Zunehmende Konkurrenzfähigkeit auslän-
discher Produkte wird danach tendenziell mıt zunehmender Protektion der inländischen
Erzeugnisse kompensiert; eın Reaktionsmuster, das die Handelspolitik der Industrie-
länder 1mM Agrarbereich zı1emlich Nau beschreibt.

In der Entwicklungshilfepolitik 1St die luft zwischen dem Entscheidungsbedarf und
seıner Deckung noch größer als 1n anderen Bereichen der Politik, die 1LUFr AaUsSs langfristi-
SCr und gyesamtgesellschaftlicher Sıcht ANSCIMNECSSCH bewältigen sind. ıcht zuletzt dar-
in ze1igt siıch, dafß VO  e’ einer Weltinnenpolitik keine ede sein kann, lange die Organı-
Sat10n politischer Willensbildung auf nationalstaatlicher Ebene absolut dominiert. ber

1ne verbindliche Festlegung VO  3 Zielen und Rahmenbedingungen ür alle Beteiligten
der Weltgesellschaft 1St lange nıcht denken, als die ethischen Dımensionen der enNnt-

wicklungspolitischen Probleme nıcht 1n polıtische Verhaltensmuster UMgESCTIZLT werden.
uch für die derzeitige GATT-Runde oilt, W as Kardınal Silva beim Eröffnungsgottes-
dienst anläßlich der Dritten Welthandelskonferenz 1in Santıago „Die Frage,
die der Mensch (sott richtete, klingt WI1e 1ne Klage Bın iıch vielleicht verantwortlich
für meınen Bruder? Diese rage bestimmt bis heute die Geschichte der Menschheit und
auch diese Konterenz.“
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